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(Nr. 13518.) Geſetz über die Errichtung eines Amtsgerichts in Wanne⸗Eickel. Vom 15. Juli 1930. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Sa 
In der Stadt Wanne⸗Eickel wird ein Amtsgericht errichtet. Der Bezirk dieſes Gerichts 
wird aus dem von den Amtsgerichtsbezirken Bochum, Herne, Gelſenkirchen und Wattenſcheid 
abzutrennenden Stadtkreiſe Wanne-Eickel gebildet. 


8 2 
Das Amtsgericht Wanne⸗Eickel wird dem Landgerichte Bochum zugelegt. 


§ 3. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Verordnung des Staats⸗ 
miniſteriums beſtimmt. f 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 15. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Juſtizminiſter: 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 13519.) Geſetz über die Bereitſtellung von Mitteln zur weiteren Förderung des Baues und zur 
Erhaltung von Kleinbahnen. Vom 17. Juli 1930. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 

(1) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur weiteren Förderung des Baues ſowie zur 
Erhaltung von Kleinbahnen 1 500 000 / zu verwenden. 

(2) Aus dieſem Fonds ſollen vorzugsweiſe notleidenden Kleinbahnen, bei denen der 
Preußiſche Staat bereits als Geldgeber oder Geſellſchafter beteiligt iſt, zur Durchführung der zur 
Erhaltung der Betriebsfähigkeit erforderlichen Maßnahmen, insbeſondere zur Inſtandſetzung des 
Bahnkörpers oder zur Beſchaffung von Betriebsmaterial (Lokomotiven, Wagen), Beihilfen unter 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 9. Auguſt 1930.) 25 
Geſetzſammlung 1930. (Nr. 13 518—13 521.) 


\ 
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der Vorausſetzung gewährt werden, daß ſeitens der übrigen Geldgeber oder Geſellſchafter mindeſtens 
gleich hohe Beträge zugeſichert werden. 
(8) Über die Verwendung dieſes Fonds iſt dem Landtage Rechenſchaft abzulegen. 


8 2. 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des 
Kredits zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 
rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


SF 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuftändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 17. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. Schreiber. 


(Nr. 13520.) Verordnung über die Verleihung des Rechtes zum Ausbau der Ilmenau von der Außen⸗ 
mühle in Uelzen bis zur Kreisgrenze Uelzen- Lüneburg an den Kreis Uelzen. Vom 
10. Juli 1930. 


Dem Kreiſe Uelzen wird gemäß § 155 Abſ. 2 des Preußiſchen Waſſergeſetzes vom 7. April 
1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht zum Ausbau der Ilmenau von der Außenmühle in Uelzen 
bis zur Kreisgrenze Uelzen-Lüneburg verliehen. 


Berlin, den 10. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Steiger. 


(Nr. 13521.) II. Verordnung zur Anderung der Verwaltungsgebührenordnung. Vom 24. Juli 1930. 


Auf Grund des § 4 Abſ. 1 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungsgebühren vom 
29. September 1923 (Geſetzſamml. S. 455) wird folgendes verordnet: 


Artikel 1. 


Die Verwaltungsgebührenordnung vom 30. Dezember 1926 (Geſetzſamml. S. 327) wird 
wie folgt geändert: 


1. Dem $ 13 wird folgender zweiter Abſatz angefügt: 


Sind an einer Angelegenheit mehrere Parteien beteiligt, ſo iſt jede Partei gebühren⸗ 
pflichtig, ſoweit ſie unterliegt. . 
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2. Tarif n. 2 e) 


oT 


erhält folgende Faſſung: 
Etwaige Prüfungsgebühren einer amtlichen Prüfungsstelle für ſtatiſche Be⸗ 
rechnungen ſind als bare Auslagen einzuziehen. In ſolchem Falle bleibt bei der 
Berechnung der Koſten der Anlage nach a) und b) der Rohbauwert der Gebäude 
uſw., ſoweit er der Gebührenberechnung der Prüfungsſtelle zugrunde gelegen hat, 
außer Anſatz; mindeſtens ſind jedoch 75 v. H. der Gebühren zu a) und b) zu erheben. 


Tarif n. 6. 


Für „Arbeiterſchutzvorſchriften“ wird „Arbeitnehmerſchutzvorſchriften“ geſetzt. Die Worte 
„Gergrevierbeamte)“ und „(Oberbergamt)“ werden geſtrichen. 


. Zarifn. 10 b) 


erhält folgende Faſſung: 
Anmeldebeſcheinigung eines freizügigen Entwicklers auf dem Abſtempelungsſcheine 
bei einer Karbidfüllung 


bis At Kg, se cee 20,0 
von 1 bis 2x? BINNEN. 
von 2 bis 4 k 200 Hel. 
von 4 bis G KR Rg J % 
von 6 bis 8 kg 40,00 Gel 
darüber hinaunununs 5,00 AM 


Dari en, El. 


Die Beſtimmung a) wird geſtrichen. 
Die Beſtimmungen b) bis e) erhalten die Bezeichnung a) bis d). 
Die Beſtimmung d) erhält folgende Faſſung: 
d) Ablehnung von Anträgen zu a) bis )) 10 Cl. 


ar 


Die Mindeſtgebühr von 1 RM wird auf 3 Nell erhöht. 


.Tarißfn. 13. 


In IA 4 wird für „2 und 3“ geſetzt „1 bis 3”. 

In II 1 wird das Wort „weſentlich“ geſtrichen und folgender zweiter Abſatz angefügt: 
Bei unweſentlichen Abweichungen kann von der Gebührenerhebung aus Billigkeits⸗ 
gründen ganz oder zum Teil abgeſehen werden. 

Zu II 3 werden die Worte „Hälfte der“ in der Gebührenſpalte geſtrichen, . es wird 

folgender zweiter Abſatz angefügt: 

Für die Beaufſichtigung einſchl. einmaliger Rohbau⸗ und einmaliger Gebrauchs 
abnahme der nach der Gewerbeordnung genehmigten Bauten (zu vgl. Tarifn. 2) 
Se die Hälfte der Gebühren zu I. 

Zu II 6 wird in 99 Gebührenſpalte die Zahl „6“ in „5“ abgeändert. 


Tarißfn. 15. 


In £) 2 werden hinter dem Worte „Revierbeamten“ die Worte „oder Löſchung der Mutung 
infolge freiwilligen Verzichts“ eingefügt. 
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9. Tarif n. 16. 

In a) 1 werden die Gebührenſätze von ½ und ½0 v. H. in ¼ und ¼ v. H. abgeändert, 

und es wird folgender zweiter Abſatz angefügt: 
Bei Angelegenheiten, die mit beſonderer Mühewaltung verbunden ſind, kann die 
Gebühr bis auf das Doppelte erhöht werden. 

Der Tarifnummer wird folgende Beſtimmung angefügt: 

c) Andere Entſcheidungen die Gebühren wie zu b). 

Zu c) Aus Billigkeitsgründen kann von der Gebührenerhebung abgeſehen werden. 


10. Tarif n. 27 
wird geſtrichen. 


11. Tarif n. 30. 

Die Beſtimmung Id) erhält folgende Faſſung: 

d) 1. zum Betrieb einer Gaſtwirtſchaft, Schankwirtſchaft oder eines Kleinhandels mit 
Branntwein ($ 1 Gaſtſtättengeſ. v. 28. 4. 1930, RGGBl. I. S. 146) 0 b. 
vom Werte des Betriebsvermögens, mindeſtens jedoch.. . . 10 Nell. 

Der Wert des Betriebsvermögens iſt der Einheitswert des gewerblichen Be⸗ 
triebs zuzüglich des Wertes der gemieteten und gepachteten Gegenſtände; dieſer 
Wert iſt das 12% fache des Jahresmiet⸗ oder ⸗pachtzinſes. 


2. Bewilligung von Friſtverlängerungen und Friſtungen (8 4 a. a. S 14 der 
vorſtehenden Gebühr. 
3. Stellvertretungserlaubnis (§ 6 a. a. O.)) die Hälfte der vorſtehenden Gebühren. 
4. vorläufige Zulaſſung bei Übernahme eines beſtehenden Betriebs (§ 7 a. a. O.)) . 
die vorſtehenden Gebühren, 1 jedoch.. V 1 N 
höchſten?ʒ?ꝛ FFC 
5. vorübergehende Erlaubnis bei orig Bedürfnis 
a, , ee 


In Le) wird hinter dem erſten Abſatz als zweiter Abſatz eingefügt: 
In Angelegenheiten von untergeordneter Bedeutung kann die Gebühr ermäßigt 
ede e ff TE Re IE 1 Holl. 


In If) wird folgender zweiter Abſatz angefügt: 
In Angelegenheiten von untergeordneter Bedeutung kann die Gebühr ermäßigt 
%%% ͤ ̃ ̃ e ĩ ĩ a BO e 


Hinter der Beſtimmung In) wird angefügt: 
o) zum Betriebe des Bewachungsgewerbes (§ 34 a a. a. O.) . . 20 bis 500 ell. 


12. Tarif n. 36. 
Folgender zweiter Abſatz wird angefügt: 
Aus Billigkeitsgründen kann die Mindeſtgebühr bis auf 5 Nel ermäßigt werden. 


13. Tarifn. 37 
erhält folgende Faſſung: 
Abweiſende Entſcheidung über Rechtsmittel wegen Untersagung des Handels oder 


Schließung von Geſchäftsräumen, Erlaubnis zur Wiederaufnahme eines unterſagten 
Handelsbetriebs und Aufhebung der Schließung von Geſchäftsräumen 10 bis 50 RM. 
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14) Tarif n. 44 c) 


15. 


16. 


17: 


18. 


19: 


20. 


21. 


22. 


erhält folgende Faſſung: 
90 Beſcheinigungen und Beglaubigungen von Aiſpmtsſcheiren gemäß § 45 
Abſ. 2, § 46 Jagdordnung v. 15. 7. 1907, § 8 Abſ. 2, § 9 Wildſchongeſ. v. 14. 7. 
1904, §S 17 Jagdordnung für die Hohenzollernſchen Lande v. 10. 3. 1902 


1. für Elch⸗, Schwarz⸗, Rot⸗ und Damwildd nn... 1 Hall. 
2. für Rehwild JJ a RR ee DOT 
3. für alle übrigen Wildarten J a ee 
Taräfn. 46. 
In f) werden hinter dem Worte „Veränderung“ ein Komma und das Wort „Schließung“ 
eingefügt. 
Tarifn. 48. 


Zu g) 1, h) und i) 1 wird in der Gebührenſpalte die Zahl „10“ in „5“ abgeändert. 


Dorfen 51. 

In der Überſchrift werden folgende Worte hinzugeſetzt: 
Wohlfahrtspfleger (Fürſorger, Sozialbeamte), Wohlfahrtspflegerinnen, Land⸗ 
pflegerinnen. ’ 

Folgende Beſtimmung wird angefügt: 
c) Befähigungszeugnis für Landpflegerinne n 3 all. 


Tarifn. 56. 
In d) wird für eee geſetzt „Lichtſpielvorführern“. 


Hinter Tarifn. 57 wird eingefügt: 
57 à. Luftverkehr. 


Es gelten die ni geregelten Gebührenſätze. 


Tarifn. 59 
erhält folgende Faſſung: 
Medizinalverwaltung. 
I. Prüfungsausweiſe. 
(Es folgen die bisherigen Beſtimmungen unter a) bis e).) 
II. Verkehr mit Erregern menſchlicher e Erlaubnis⸗ 


\ 


erteilungen 10 bis 100 7% 
III. Herſtellung, Nah ph Feilhaltung 9 9 Verkauf von 

Impfſtoffen, Sera uſw. zur Verwendung beim Menſchen .. 20 bis 200 RM. 
Tarifn. 62 


erhält folgende Faſſung: 
Erlaubnis im Sinne von S 3 des 533 v. 10. 12. 1929 
(RGBl. I S. 2) Bar .. 3 bis 300 AM. 


Tarißfn. 65. 5 
Zu e) wird in der Gebührenſpalte für die Zahl „20“ geſetzt „5 bis 20“ 
Hinter der Beſtimmung i) wird eingefügt: 
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23. 


24. 


25. 
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k) Anweiſungen zur Berichtigung der Kirchenbücher aus der Zeit vor dem 
1 iter idee e DM. 
Die Beſtimmungen k) und J) 18 die Bas ) 1100 N 


Tarißfn. 68 c) 
wird geſtrichen. 


Tarifn. 72. 


Die Beſtimmung a) erhält 1 7 Faſſung: 

- Einbürgerungsurkunden tert 800 AM. 
2. Einbürgerungsurkunden in den Fällen 115 88 10, 11, 12, 15 Abſ. 2 erſter Halb⸗ 
ſatz und § 31 Reichs- und ankam bete v. 22. 7, 1913 (NOBT. 
So J) De ERS 20 

Der Zuſatz zu b) bis b) erhält 1 1 85 
Zu a) bis h): Bei Bedürftigkeit oder aus Billigkeitsgründen kann die Gebühr auf 
Antrag ermäßigt oder ganz erlaſſen werden. 

Hinter der Beſtimmung i) 2 wird eingefügt: 

3. Staatsangehörigkeitsausweiſe für Perſonen, die in die Reichswehr (Reichsmarine) 
oder in die preußiſche Schutzpolizei eintreten, ſowie für Verſorgungsanwärter, die 
ſich um Beamtenſtellen bewerben wollen. 


Die Beſtimmungen i) 3 und 4 erhalten die Bezeichnung 4 ©: 5. In i) 5 wird das 
Wort „zu“ hinter „noch“ geſtrichen. ; 


Tarifn. 81 
erhält folgende Faſſung: 


Waffen⸗ und Munitions angelegenheiten (Geſ. über Schußwaffen 
und Munition v. 12. 4. 1928, RGBl. 1 S. 143). 


a) Genehmigung zur gewerbsmäßigen Herſtellung, Bearbeitung oder Inſtandſetzung 


von Schußwaffen oder Munition (S )) 3 bis 100 Ach 
bp) Genehmigung zum 5 mit . oder Munition 

üer . ER A %% DIENT DUDEN 
c) 1. Waffen Eee ae RER 3 Hell. 

2. Waffenerwerbſchein .. } J 3 Holl 

3. Waffenſchein einſchl. Waffenerwerbſ ſchein FJ RN ATDIIHN 

4. Erneuerung eines Scheines zu 1 bis z 2 Nell. 

5. Bei Schußwaffen von nicht mehr als 6 mm Kaliber enge i die 

Gebühren zu 1 bis 4 aun sn 0 1 J oll. 

6. Jede Doppelausfertigung eines Scheine zu 1 bis 5 wie zu Tarifn. 1 a) 
d) Behördliche Beſcheinigungen für Gewerbetreibende gemäß 

81 Ziff 3 5 wie zu Tarifn. 1 2) 
e) Beſitzbeſcheinigungen 6 17 Abf. 3) e Face 2 Mell. 


f) Genehmigung zum Beſitz eines Waffen- oder Munitionslagers (8 23) 1 bis 5 Nell. 
g) Genehmigung zur Herſtellung von Schußwaffen mit Schalldämpfern 

oder Scheinwerfern oder von ſolchen Vorrichtungen allein zur Ausfuhr 

(AI a md . j 
h) Gebührenfrei ſind 

1. Munitionserwerbſcheine, 
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2. Beglaubigung (Abſtempelung) und Abſchlußbeſtätigung der Waffenbücher und 
Waffenhandelsbücher (8 10 Ausf. Verordn. v. 13. 7. 1928, RGBl. I S. 198), 
3. Beſcheinigungen der Dienſt⸗ und Auffichtsbehörden nach § 19 des Geſetzes. 


26. Tarif n. 82. 
Zu b) wird in der Gebührenſpalte für „2 bis 5“ geſetzt „0,50 bis 5“. 
Hinter der Beſtimmung c) wird eingefügt: 
d) Nachträge ſonſtiger Art (Ergänzung der Handelsgegenſtände, Anderung der 
Transportmittel und dergl.) 3 „ BEDID DAN: 
Die Beſtimmungen d) und e) erhalten die Nee 0 ni f). 


27. Tarifn. 83. 

Hinter der Beſtimmung a) 2 wird eingefügt: 
Zu 1 und 2: Wenn eine bereits genehmigte Anlage ohne bauliche Anderung ihren 
Beſitzer wechſelt und bei der erforderlichen neuen Genehmigung die Prüfung nur mit 
geringer Mühewaltung verbunden iſt, können die Gebühren bis auf die Mindeſtſätze 
von 5 und 2,50 AM ermäßigt werden. Wird bei einem Beſitzwechſel eine genehmi⸗ 
gungspflichtige Abänderung der Anlage vorgenommen, iſt mindeſtens die nach dem 
Baukoſtenwerte der Abänderung berechnete Gebühr zu erheben. 

Hinter der Beſtimmung a) 4 wird eingefügt: 
Zu 3 und 4: Bei gleichzeitiger Abnahme mehrerer Sport- oder Ruderfahrzeuge ohne 
eigene Triebkraft für denſelben Antragſteller iſt die Gebühr nach der insgeſamt für 
die abzunehmenden Fahrzeuge polizeilich zugelaſſenen Höchſtzahl der Fahrgäſte zu be⸗ 
rechnen, inſoweit als die gleichzeitige Abnahme mehrerer Fahrzeuge gleicher Bauart 
und Größe eine Vereinfachung des Dienſtgeſchäfts mit ſich bringt. 


28. In der berſicht zum Gebührentarif wird 
„Feuerbeſtattung 27“ geſtrichen, 
„Landpflegerinnen ſ. Krankenpflegeperſonen“, 
„Luftverkehr 57 a“ 5 
an gehöriger Stelle eingefügt, 
für „Waffenſcheine 81“ geſetzt „Waffen- und Munitionsangelegenheiten 81“, 
„Wohlfahrtspfleger (innen) ſ. Krankenpflegeperſonen“ 
an gehöriger Stelle eingefügt. 


Artikel 2. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Wortlaut der Verwaltungsgebührenordnung, wie 
er ſich aus den Anderungen dieſer Verordnung und der Verordnung vom 23. Oktober 1929 
(Geſetzſamml. S. 181) ergibt, durch die Geſetzſammlung bekanntzumachen. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1930 in Kraft. 


Berlin, den 24. Juli 1930. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff.“ 
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Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Mai 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Vereinigten Elektrizitätswerke Weſtfalen, 
G. m. b. H. in Dortmund, für den Bau einer 100 000 Volt⸗ -Doppelleitung von dem Um⸗ 
ſpannwerk Unna nach dem Umſpannwerke Neheim 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 25 S. 123, ausgegeben am 21. Juni 1930; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Burſcheid für die Er⸗ 
weiterung der Stauanlage im Eifgental 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 26 S. 201, ausgegeben am 28. Juni 1930; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Juni 1930 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Jerichow II für die Leitung 
und Verteilung des elektriſchen Stromes — ausgenommen Hochſpannungsleitungen von 
mehr als 50 000 Volt ſowie Kraftwerke und ſolche Umſpann⸗ und Schaltſtationen, die 
über den Rahmen von Ortsſtationen hinausgehen — 


durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 24 S. 127, ausgegeben am 14. Juni 1930; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Juni 1930 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Ober Salzbrunn für die 
Anlegung eines Friedhofs 
durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 25 S. 239, ausgegeben am 21. Juni 1930. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geleslammind 


Jahrgang 1929 
liegt vor. Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlage. 
. reis 1,50 RIM zuzüglich Verſandſpeſen. 


Von den Jahrgängen 1920—1929 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. Auch find von dem Hauptſachverzeichniſſe 1914/1925 noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 2,— Ne netto verkauft werden. 

Bezug nur direkt vom Verlage. 
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Lintiteabe 35 Abteilung Preußiſche Geſetzſammlung. 
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